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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Susanne Kästner, Ulrike Mehl, 

Michael Müller (Düsseldorf), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/7294 — 


Notwendige Regelung des Exports von Pflanzenschutzmitteln 


A. Problem 

Die derzeitige Regelung beim Export von Pflanzenschutzmitteln in 
Drittländer ist nach Auffassung der Antragsteller in der Bundesre- 
publik Deutschland und der Europäischen Union nur unzureichend 
geregelt. 

Der bestehende Verhaltenskodex der FAO, wonach Pflanzen- 
schutzmittel nur dann exportiert werden, wenn vorher über 
Anwendungsmöglichkeiten und mögliche Gefahren informiert 
wurde und eine Genehmigung der zuständigen Behörden des 
Einfuhrlandes vorliegt, habe nicht verhindert, daß bei Transport, 
Lagerung und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, insbeson- 
dere in den Entwicklungsländern, immer wieder Umweltschäden, 
Belastungen des Trinkwassers und der landwirtschaftlichen Pro- 
dukte sowie Gesundheitsschäden und Todesfälle entstehen, die 
nicht zu verantworten seien. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Antrag wird die Bundesregierung aufgefor- 
dert, notwendige Maßnahmen zu ergreifen, daß von Pflanzen- 
schutzmitteln für den Export vergleichbare Anforderungen in 
bezug auf den Gesundheits- und Umweltschutz erfüllt werden 
müssen, wie für eine Zulassung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Dabei sollen insbesondere folgende Kernpunkte beachtet 
werden: 
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1. Im Pflanzenschutzgesetz muß der Export von in der Bundesre- 
publik Deutschland oder der Europäischen Union verbotenen 
Pflanzenschutzmitteln verboten v/erden. 

2. Im Pflanzenschutzgesetz muß der Export von bei uns oder einem 
Land mit vergleichbaren Anforderungen nicht zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln verboten weiden. 

3. Die Bundesregierung wird auf gefordert, sich dafür einzusetzen, 
daß in der EU-Richtlinie über das Inverkehrbringen von Pflan- 
zenschutzmitteln Regelungen aufgenommen werden, die den 
Export von Pflanzenschutzmitteln in Drittländer grundsätzlich 
verbieten, für die keine Zulassung in der Europäischen Union 
oder in einem Land mit vergleichbaren Zulassungsbestimmun- 
gen vorliegt. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 
daß international verbindlich festgeschrieben wird, daß keine 
Pflanzenschutzmittel in die Dritte Welt exportiert werden dür- 
fen, die nicht in der Europäischen Union oder in einem Land mit 
vergleichbaren Anforderungen zugelassen sind. 

5. Für Transport, Lagerung, Anwendung und Entsorgung von 
Pflanzenschutzmitteln mit besonderen Gefahren für Mensch 
und Umwelt müssen international verbindliche Regelungen 
zum Schutz der Anwender, der Verbraucher und der Umwelt 
vereinbart und die notwendigen Kontrollen sichergestellt wer- 
den. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des unveränderten Antrages. 


D. Kosten 

Keine Angaben der Antragsteller. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/7294 — abzulehnen. 

Bonn, den 29. Juni 1994 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Siegfried Hornung Hans Paintner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Hans Paintner 


1, Berafungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 228. Sitzung am 
19. Mai 1994 den Antrag beraten imd ihn federfüh- 
rend an den Ausschtiß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Gesundheit sowie 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
83. Sitzimg am 15. Juni 1994 beraten und dem 
federführenden Ausschuß mitgeteilt, daß er mehrheit- 
lich dem federführenden Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat den Antrag in seiner 
111. Sitzimg am 15. Juni 1994 beraten und dem 
federführenden Ausschuß übermittelt, daß der Antrag 
mehrheitlich — bei Abwesenheit des Mitglieds der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und des Mitglieds der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — abgelehnt 
worden sei. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz imd Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 82. Sitzung am 23. Juni 1994 
die Vorlage beraten und mehrheitlich abgelehnt. 

2, Inhalt der Vorlage 

Die Antragsteller fordern die Bimdesregierung auf, 
notwendige Maßnahmen zu ergreifen, daSt von Pflan- 
zenschutzmitteln für den Export vergleichbare Anfor- 
derungen in bezug auf den Gesundheits- und 
Umweltschutz erfüllt werden müssen wie für eine 
Zulassung in der Bundesrepublik Deutschland. Dabei 
seien u. a. folgende Regelvmgen erforderlich: Im 
Pflanzenschutzgesetz müsse der Export von in der 
Bundesrepublik Deutschland oder der Europäischen 
Union verbotenen Pflanzenschutzmitteln verboten 
werden. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich 
dafür einzusetzen, daß international verbindlich fest- 
geschrieben wird, daß keine Pflanzenschutzmittel in 
die Dritte Welt exportiert werden dürfen, die nicht in 
der Europäischen Union oder einem Land mit ver- 
gleichbaren Anforderungen zugelassen sind. 

3* Beratung im 10. Ausschuß 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Antrag — Drucksache 12/7294 — in 
seiner 89. Sitzung am 29. Juni 1994 beraten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. wiesen darauf 
hin, daß das im Antrag der Fraktion der SPD unterstellte 


Regelungsdefizit nicht zutreffe, soweit es an die Bun- 
desrepublik Deutschland adressiert sei. Ferner sei es 
unzutreffend, zu behaupten, daß unterschiedliche 
Anforderungen für Mittel gelten sollten, die im Inland 
verwendet werden, gegenüber den Pflanzenschutzmit- 
teln, die für den Export bestimmt seien. Die im Antrag 
vorgeschlagenen Lösungen seien nicht hilfreich. Im 
übrigen wurde von seiten der Koalitionsfraktionen 
darauf hingewiesen, daß bei Entscheidungen über 
Verbote von Pflanzenschutzmitteln auch die jeweiligen 
örtlichen Verhältnisse zu berücksichtigen seien. Es 
könne durchaus sachlich gerechtfertigt sein, DDT zur 
Malariabekämpfung in Ländern einzusetzen, wo es 
faktisch keine Alternativen dazu gebe. Auch bestimmte 
Stoffe, die in der Bundesrepublik Deutschland wegen 
Grundwassergefährdung verboten seien, könnten in 
Gebieten, in denen eine solche Gefahr ausgeschlossen 
sei, durchaus verwendet werden. 

Im übrigen wurde seitens der Fraktion der F.D.P. darauf 
hingewiesen, daß das teilweise ungebremste Bevölke- 
rungswachstum in der Dritten Welt eine wesentlich 
intensivere Landwirtschaft zur Lösung der Emährungs- 
probleme erforderlich mache. Insoweit könne der Ein- 
satz von Pflanzenschutzmitteln in Teilen der Dritten 
Welt unverzichtbar sein. Der mit den ökologischen 
Methoden einhergehende Produktionsverzicht sei in 
manchen Situationen nicht zu akzeptieren. 

Dem gegenüber äußerte sich die Fraktion der SPD, daß 
die objektive Verantwortung der Landwirtschaft für 
bestimmte schädliche Ergebnisse (Erosionen, Gewäs- 
serverunreinigung und andere Umweltgefährdungen) 
nicht in Abrede gesteht werden könne. Es sei nachge- 
wiesen, daß in früherer Zeit wesentlich mehr Pflanzen- 
schutzmittel ausgebracht worden seien, als dies erfor- 
derlich gewesen wäre. Man sei sich darüber im klaren, 
wie unkontrolliert in der Dritten Welt Pflanzenschutz- 
nüttel eingesetzt würden, weü u. a. auch die entspre- 
chenden Fachleute fehlten. Man könne die dortigen 
Verhältnisse nicht nüt den hier herrschenden Verhält- 
nissen in der Landwirtschaft vergleichen. 

Die Fraktion der SPD bekräftigte nochmals ihren 
Antrag und forderte die Bundesregienmg nachdrück- 
lich auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
daß für den Export von Pflanzenschutzmitteln ver- 
gleichbare Anforderungen in bezug auf die Gesimd- 
heit gestellt würden, wie sie für die Bimdesrepublik 
Deutschland selbst gelten. 

Der Antrag — Drucksache 12/7294 — wurde nüt den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Zustimmung 
der Antragsteller und der Gruppe der PDS/Linke liste 
abgelehnt. 


Bonn, den 29. Juni 1994 


Hans Paintner 

Berichterstatter 
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